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10. Juni 2024 

Silvia Engels im Gespräch mit Katrin Göring-Eckhardt, Grüne, Bundestags-Vi-

zepräsidentin  

Engels: In Thüringen, um damit zu beginnen, war die AfD neunmal in der Stichwahl in Kreis-

räten und Oberbürgermeisterposten, ist aber jetzt, seit gestern Abend klar, dort immer ge-

scheitert, aber deshalb, weil sich jeweils die anderen Kräfte gegen sie zusammengeschlos-

sen hatten. Wollen Sie das jetzt als bürgerliches Lager immer so machen, weil es anders 

nicht mehr geht? 

Göring-Eckardt: Zusammengeschlossen hieß ja, an einigen Orten zu sagen, wir geben eine 

Wahlempfehlung ab. Das ist durchaus üblich, das ist jetzt kein Komplott oder so was, son-

dern das ist üblich, dass man das bei Stichwahlen macht. Das hat auch nicht überall stattge-

funden und insofern hat sich vor allen Dingen eines gezeigt, dass viele Menschen dann ge-

sagt haben, wir wollen auf keinen Fall in dieser Region, in diesem Ort, in diesem Kreis von 

der AfD regiert werden, und das ist erst mal ein wichtiges Zeichen und ein guter Erfolg. 

Engels: Aber zeigt das nicht doch, wenn man solche Absprachen treffen muss, dass die Mit-

tel, um sich gegen eine AfD-Dominanz zu stemmen, immer schwieriger werden? 

Göring-Eckardt: Noch mal: Ich glaube, dieses Beispiel taugt dann nicht so gut dafür, weil 

das ganz normal ist, dass man das tut bei einer Stichwahl um eine Person. Gleichwohl bin 

ich völlig bei Ihnen, wenn Sie sagen, ja, wir haben eine Situation, in der sich die anderen 

Parteien und auch zum Teil Wählerbündnisse entscheiden wollen und auch müssen, dass 

die demokratischen Mehrheiten stehen und organisiert werden sollen, und dass die Sorge 

davor, was es bedeutet, wenn die AfD immer mehr Einfluss bekommt, insbesondere auch in 

den Kommunalparlamenten, vor allen diejenigen trifft, die in irgendeiner Weise der AfD nicht 

genehm sind, egal ob sie anders reden, anders aussehen, anders leben, anders lieben wie 

auch immer. Das ist etwas, was wir in Ostdeutschland in verstärkter Weise sehen, aber na-

türlich - man kann sich ja die Ergebnisse anschauen – ist das auch mitnichten ein nur ost-

deutsches Problem. Und ich will noch mal darauf hinweisen: Es ist eine Mehrheit, die nicht 

so denkt, und deswegen würde ich immer sagen, ja, auch in Ostdeutschland sind die Demo-

kratinnen und Demokraten stabil. Dort ist es ein bisschen schwieriger, demokratisch zu sein 

und das auch deutlichzumachen, gegen die AfD zu sein, weil das häufig dazu führt, auch 

selbst Anfeindungen persönlich zu erleben, insbesondere in den ländlichen Räumen. 

Engels: Es ist nicht nur ein ostdeutsches Thema. Da haben Sie völlig recht. Das sei jetzt 

auch mal dazugesagt. Auch in westlichen Bundesländern haben wir bei der Kommunal- und 

Europawahl bislang Zuwächse für die AfD in den Ergebnissen gesehen. In NRW scheint sie 

stärker zu werden, auch in Rheinland-Pfalz oder Baden-Württemberg. Aber es ist dann doch 

auffällig, in Ostdeutschland ist die AfD auf diesen Ebenen jetzt sogar stärkste Kraft vielerorts. 

Haben Sie neben dem, was Sie eben schon angeführt haben, Erklärungen dafür, warum es 

dann doch nach wie vor die attraktivste Partei zu sein scheint? 
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Göring-Eckardt: Ich glaube, das, was ich eben gesagt habe, stimmt, und vor allen Dingen 

ist es offenbar auch uns – da muss man sich auch an die grüne Nase fassen – nicht gelun-

gen, deutlichzumachen, dass wir in einer Zeit der großen Umbrüche leben und dass diese 

Umbrüche verbunden werden müssen damit, dass, wenn so was geschieht, wir dafür Sorge 

tragen müssen, dass es dabei gerecht zugeht. Ich glaube, dieses Zutrauen haben relativ we-

nige Menschen, und dann ist es passiert, dass eine Partei gewählt wurde, mehrheitlich ge-

wählt wurde, die deutlichmacht, wir wollen eigentlich gar nicht, dass sich irgendwas verän-

dert, und wir schützen euch davor. Im Grunde wissen die meisten Menschen, das wird nicht 

geschehen. Wir haben gerade die Hochwasser erlebt. Wir erleben sehr viele Klimaverände-

rungen und das ist so ein Festhalten am alten, und mich deprimiert das, ehrlich gesagt, auch 

sehr, weil die Klimafrage ist ja nicht etwas, was sich jetzt die Grünen ausgesucht haben oder 

Ursula von der Leyen mit dem Green Deal, sondern das ist die Realität in unserem Land, in 

Europa, in der Welt, und wir müssen es gemeinsam als Demokratinnen und Demokraten 

schaffen, diesen Klimaveränderungen, diesen zum Teil katastrophalen Klimaveränderungen 

zu trotzen auf der einen Seite und auf der anderen Seite anständige Anpassungsmaßnah-

men vorzunehmen. Dazu gehört es, dass man so was baut wie Dämme und Überlaufmög-

lichkeiten, aber dazu gehört es auch, die zu unterstützen, die darunter am allermeisten lei-

den werden, und das sind gemeinhin diejenigen, die nicht das dicke Portemonnaie haben. 

Engels: Wenn man im Wahlkampf sich umhörte, hat ja wohl das Thema sowohl auf kommu-

naler als auch auf Europaebene rund um die Grünen immer wieder eine Rolle gespielt: die 

Frustration übers Heizungsgesetz, das Gefühl, gegängelt zu werden. Haben die Grünen die 

Schraube beim Klimaschutz einfach zu stark angezogen? 

Göring-Eckardt: Ich glaube, das was wir gemacht haben ist auf der einen Seite der Realität 

entsprechend, dass wir sehr schnell dafür sorgen müssen – ich habe es gerade gesagt -, 

dass wir nicht auf einen drei oder vier Grad Pfad kommen, weil dann werden wir eine Situa-

tion erleben, die existenziell ist nicht fürs Klima, sondern für uns Menschen, und das wird 

sehr schwer zu ertragen sein. Das wird ein Gesundheitsthema sein etc. Ich glaube, was nicht 

gelungen ist, ist deutlichzumachen, wir nehmen die Leute in Stadt und Land mit, wir sorgen 

dafür, dass jeder mitmachen kann und dass es auch nicht in irgendeiner Weise bedeutet, 

dass es nur diejenigen sich leisten können, die genug Geld haben, egal ob sie ein kleines o-

der ein großes Haus haben. Ich glaube, das ist das Thema. Die handwerklichen Fragen 

kommen dazu. Aber wir haben nicht die Schraube beim Klima zu weit angezogen, weil das 

hat uns halt im Griff, und zwar weltweit, und deswegen wird es darauf ankommen, dass alle 

Parteien sich die Frage stellen, wie sie das eigentlich hinbekommen wollen, dass die Demo-

kratinnen und Demokraten dafür sorgen, dass wir in unserem Europa, in unserem kleinen 

Ort, in dem wir leben, oder in der Welt diese existenzielle Frage angehen, gemeinsam ange-

hen. Das zeigen ja die internationalen Konferenzen, auf denen immer getagt wird, dass 

diese Gespräche stattfinden, und ich glaube, bei uns kommt es sehr darauf an, dass es ge-

lingt klarzumachen, wenn man in Zukunft noch eine andere Art von Wohlstand erleben und 

haben will, dann werden wir das gemeinsam so anpacken müssen, dass es – ich sage es 

noch mal – dabei gerecht zugeht. 
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Engels: Wie wollen Sie es anpacken? Sie regieren ja im Bund, gemeinsam mit der SPD und 

auch mit der FDP, bei denen gestern auch zu beobachten war, dass sie über das grüne 

Wahlergebnis sogar zum Teil applaudierten. Das heißt, können Sie das in dieser Regierung 

überhaupt noch umsetzen? 

Göring-Eckardt: Diese Applaus-Geschichten, ich meine, das waren offenbar ja nicht ganz 

viele Leute, aber man fragt sich dann schon, wie es mit dem Anstand da bestellt ist unter Ko-

alitionspartnern, die sich ja nun wirklich jeden Tag sehen und mühen und miteinander ver-

handeln. Aber wir werden sehr ernsthaft in den nächsten Tagen und Wochen darüber spre-

chen müssen, wie es gelingt, eine gesellschaftliche Mitte zu mobilisieren. Das wird in den 

Haushaltsverhandlungen eine sehr, sehr große Rolle spielen. Ich kann nur hoffen, dass alle 

genau wissen, was es bedeutet für die Stabilität unseres Landes, und dass es jetzt nicht da-

rum geht, wie eine einzelne Partei jetzt da möglichst gut rauskommt und sich noch darüber 

freut, dass eine andere Partei, mit der man eigentlich sehr eng zusammenarbeitet, sagen wir 

es ganz ehrlich, eine Klatsche gekriegt hat, sondern die Frage ist ja, wie kriegen wir es zu-

sammen hin. Ich kann nur sehr hoffen, dass der konstruktive Streit – so ist das in einer De-

mokratie – auch in der Koalition dazu führt, dass man sich gemeinsam zusammenrauft und 

dass die Fragen von Demokratie und Klimaschutz nicht diejenigen sind, die dann am Ende 

darunter leiden. 

Äußerungen unserer Gesprächspartner geben deren eigene Auffassungen wieder. 

Deutschlandfunk macht sich Äußerungen seiner Gesprächspartner in Interviews und Dis-

kussionen nicht zu eigen. 

 


